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Wie gehen Schulministerium und Schulaufsicht mit Verfahrensfehlern bei  
Bestimmungsverfahren zur Schulart von Grundschulen um?  
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Initiative „Kurze Beine – kurze Wege“ hat sich mit einer Zuschrift an das Ministerium für 
Schule und Bildung und einzelne Fraktionen im Landtag gewandt. Sie schildert den Fall der 
Grundschule an der Lippeaue in Bad Lippspringe, für die sich nach Angaben der Initiative im 
März 2026 rund 62 Prozent der abstimmenden Eltern für die Umwandlung der Schule in eine 
Gemeinschaftsgrundschule ausgesprochen haben. Nun sei die Abstimmung wegen eines Ver-
fahrensfehlers der Stadt Bad Lippspringe für ungültig erklärt worden. Hintergrund ist, dass 
entgegen den Vorgaben der Bestimmungsverfahrensverordnung keine Umschläge für die 
Stimmabgabe verwendet worden sein sollen. Die Initiative fordert deshalb das Ministerium für 
Schule und Bildung, die Bezirksregierung Detmold und die Stadt Bad Lippspringe auf, die Ab-
stimmung unter Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben zu wiederholen. 
 
Der Fall wirft Fragen zum Umgang der Schulaufsicht mit Verfahrensfehlern in Bestimmungs-
verfahren auf. Wenn ein Fehler des Schulträgers dazu führt, dass ein bereits dokumentierter 
Elternwille nicht umgesetzt werden kann, stellt sich die Frage, nach welchen Maßstäben Mi-
nisterium und Bezirksregierung in solchen Fällen vorgehen und wie sichergestellt wird, dass 
Verfahrensfehler nicht zulasten der betroffenen Eltern gehen. 
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8458 mit Schreiben vom  
21. August 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche Rechtsauffassung vertritt die Landesregierung zu den Rechtsfolgen eines 

Verfahrensfehlers im Abstimmungsverfahren nach der Bestimmungsverfahrens-
ordnung? 

 
Maßgeblich für die Umwandlung einer Bekenntnisgrundschule in eine Gemeinschaftsgrund-
schule sind der § 27 Schulgesetz NRW (SchulG NRW) sowie die Verordnung über das Ver-
fahren zur Bestimmung der Schulart von Grundschulen und Hauptschulen (BestVerfVO). 
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Nach § 27 Absatz 3 SchulG NRW wandelt ein Schulträger eine bestehende Grundschule in 
eine andere Schulart um, wenn die Eltern eines Zehntels der Schülerinnen und Schüler der 
Schule dies beantragen oder der Schulträger im Rahmen seiner Schulentwicklungsplanung 
beschließt, ein Abstimmungsverfahren durchzuführen und die Eltern von mehr als der Hälfte 
der Schülerinnen und Schüler sich anschließend in einem Abstimmungsverfahren dafür ent-
scheiden.  
 
Nach § 8 Absatz 4 Satz 2 BestVerfVO ist die Abstimmung geheim durchzuführen (vgl. auch § 
27 Absatz 4 Satz 2 SchulG NRW). Der Stimmzettel ist in einem verschlossenen Umschlag 
abzugeben (§ 8 Absatz 4 Satz 5 BestVerfVO). 
 
Werden Stimmzettel entgegen diesen Vorgaben ohne verschlossenen Umschlag abgegeben, 
liegt ein Verfahrensfehler vor. Die Rechtsfolge ergibt sich unmittelbar aus  
§ 8 Absatz 4 Satz 8 BestVerfVO: Die betroffenen Stimmzettel sind ungültig. Da nach den Fest-
stellungen der Stadt Bad Lippspringe bei der Abstimmung alle Stimmzettel ohne verschlosse-
nen Umschlag abgegeben wurden, waren demzufolge auch alle Stimmzettel ungültig. 
 
 
2. Wie bewertet die Landesregierung den Umgang der Stadt Bad Lippspringe mit 

dem Verfahrensfehler im Bestimmungsverfahren an der Grundschule an der Lip-
peaue? 

 
Für die Durchführung des Verfahrens zur Umwandlung einer Schule ist nach  
§ 16 Nummer 2 BestVerfVO der Schulträger zuständig, soweit sich aus dieser Verordnung 
nichts anderes ergibt. Nach § 8 Absatz 4 Satz 6 BestVerfVO hat die zuständige Behörde des 
Schulträgers Vorkehrungen zu treffen, dass jeder Abstimmungsberechtigte den Stimmzettel 
unbeobachtet ausfüllen und in den Umschlag legen kann. 
 
Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 
 
 
3. Welche Maßnahmen haben das Ministerium für Schule und Bildung oder die Be-

zirksregierung Detmold im Zusammenhang mit dem Bestimmungsverfahren in 
Bad Lippspringe bislang ergriffen? 

 
Wie bereits ausgeführt, obliegt die Durchführung des Verfahrens zur Umwandlung einer 
Schule nicht den Schulaufsichtsbehörden, sondern dem Schulträger. 
 
Es ist seitens des Ministeriums für Schule und Bildung der Bezirksregierung Detmold gegen-
über mitgeteilt worden, dass die Stadt Bad Lippspringe sich bei kommunalrechtlichen Frage-
stellungen an die zuständige Kommunalaufsichtsbehörde wenden kann. 
 
Daneben kann die Bezirksregierung als obere Schulaufsichtsbehörde die Stadt als zuständi-
gen Schulträger beraten, wie in rechtskonformer Weise entsprechende Abstimmungen zukünf-
tig durchzuführen sind. 
 
 
4. Nach welchen Kriterien entscheidet die Schulaufsicht über das weitere Vorgehen 

nach einem festgestellten Verfahrensfehler in einem solchen Bestimmungsverfah-
ren? 

 
Über schulorganisatorische Maßnahmen, wozu auch die Änderung der Schulart gehört, be-
schließt nach § 81 Absatz 2 SchulG NRW der Schulträger. Der Beschluss des Schulträgers 
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bedarf nach § 82 Absatz 3 SchulG NRW der Genehmigung durch die obere Schulaufsichtsbe-
hörde. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn der Beschluss den Vorschriften des  
§ 81 Absatz 1 und den §§ 78, 80, 82 oder 83 SchulG NRW widerspricht  
(§ 81 Absatz 3 Satz 2 Schulgesetz NRW). Auch wenn eine nicht ordnungsgemäße Durchfüh-
rung des Abstimmungsverfahrens zur Umwandlung der Schulart nach § 27 SchulG NRW in 
Verbindung mit der Bestimmungsverfahrensverordnung keinen Versagungsgrund im Sinne 
des § 81 Absatz 3 Satz 2 SchulG NRW darstellt, dürfen jedoch die kommunalverfassungs-
rechtlichen Aspekte nicht außer Acht gelassen werden. Dies bedeutet, sofern Beschlüsse  
einer Gemeinde gegen geltendes Recht verstoßen, ist es allein Aufgabe der Kommunalauf-
sicht hiergegen vorzugehen. Dies beruht auf dem durch unsere Verfassung abgesicherten 
Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung. 
 
Der Prüfungsmaßstab der oberen Schulaufsichtsbehörde hat sich hingegen auf die oben  
zitieren Normen des Schulgesetzes zu beschränken, die die Gewährleistungsverpflichtung 
des Landes für ein ausreichendes und vielfältiges öffentliches Schulwesen im Sinne des  
Artikels 10 Absatz 1 Landesverfassung tangieren. 
 
Es obliegt daher zunächst dem Schulträger, über das weitere Vorgehen zu entscheiden. Dem 
Schulträger bleibt unbenommen, nach den Vorgaben des § 27 SchulG NRW sowie der  
§§ 8 ff. BestVerfVO ein erneutes Abstimmungsverfahren durchzuführen und einen Beschluss 
über die Änderung der Schulart herbeizuführen. 
 
 
5. Welche Vorkehrungen bestehen, damit Verfahrensfehler eines Schulträgers den 

gesetzlich vorgesehenen Elternwillen nicht beeinträchtigen? 
 
Der Schulträger kann sich bei schulaufsichtlichen Fragestellungen im Vorfeld eines Verfahrens 
jederzeit von der zuständigen Schulaufsichtsbehörde beraten lassen. 


